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Beigeladenen und Revisions—
klägerin,

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagtei

hat der 80 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 50 März 1959

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Beklagten und der Beigelade—

nen wird das Urteil des Lendessozialgerichts Bremen

vom 200 Februar 1957 aufgehoben und die Berufung der

Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Bremen

vom 290 Juni 1955 als unbegründet zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen°
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Der Ehemann der Klägerin bezog wegen "Verlust des linken Auges

und einer allgemeinen nervösan Störung ohne objektiven Befund"

auf Grund des Reichsversorgungsgesetzcs (RVG) Rente nach einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit (Edho) um 50 v.‚H° Er verstarb

im Februar 1935 an einer Kehlkopf— und Zungentuberkulose; ein

Zusammenhang dieses Leidens mit den anerkannten Schädigungsfol—

gen wurde'verneinto Die Klägerin erhielt daher lediglich für
die Dauer der Bedürftigkeit eine Witwenbgihil£e nach dem'R1/‘G°
Sie bezog die Beihilfe bis zum Ende des 2„ Weltkrieges° Auf

ihren im September 1945 gestellten Antrag wurden ihr diese Ver—

sorgungsbezüge rückwirkend vom 10 Juli 1945 an wieder gezahlto

Mit Bescheid vom 19„ Oktober 1948 erkannte die Verwaltungsbe—
hörde den Tod des Ehemannes als Leistungsgrund im Sinne des

5 1 Abs„ 1 des Bremischen Gesetzes über Leistungen an Körperbe—

schädigte (KBLG) vom 28„ Juni 1947 (GBl„ der Freien Hansestadt
Bremen S„ 109) an und gewährte der Klägerin vom 1° Dezember

1948 an Witwenr_en_t_e_°Die Zahlung der Rente wurde mit Ablauf

des Monats Juni 1951 eingestellt° Am 25° April 1952 erteilte
das Versorgungsamt (Versorng) Bremen der Klägerin einen Be—

scheid, durch den —gestützt auf 5 50 Abs° 4 KBLG—
der Bescheid

vom 19„ Oktober 1948 aufgehoben wurde: Dieser Bescheid sei unter

offenbar unzutreffenden Voraussetzungen erteilt worden° Die Klä—

gerin habe nach den früheren versorgungercchtlichen Vorschriften

lediglich eine Witwenbeihilfe erhalten, weil ihr Ehemann an

einem Leiden verstorben sei, das nicht mit dem anerkannten Köre

perschaden in Zusammenhang stehe° Nach dem KBLG könne aber eine

Rente nur gezahlt werden, wenn der Tod in ursächlichem Zusammen—

hang mit dem als Leistungsgrund anerkannten Kriegssohaden stehst-

‚Bei der Umstellung auf das KBLG habe man versehentlich angenom—

men, daß ein solcher Leistungsgrund im Sinne des KBLG vorliege°

Im übrigen sahen weder das KBLG noch das Bundesversorgungsg8—

setz (BVG) die Gewährung einer Witwenbeihilfe vor, so daß die

Klägerin Leistungen weder nach dem KBLG noch künftig nach dem

BVG erhalten könneo
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Auf die inzwischen gemäß 5 215 Abs„ 2 und 4 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) als Klage auf das Sozialgericht (SGO) Bremen
übergegangene Berufung der Klägerin hat dieses Gericht die Be-

klagte dureh Urteil vom 290 Juni 1955'Verurteilt, der Klägerin

über den 50° Juni 1951 hinaus bis
zum 50„ Juni 1952 Rente zu

zahlen° Im übrigen hat es die Klage abgewiesen, da der Zuungun-

stenbeseheid für die Zeit nach dem 500 Juni 1952 zu Recht er—

gangen sei° Die Klägerin hat gegen dieses Urteil beim Landesso-

zialgerieht (LSG0) Bremen Berufung eingelegt° Das LSG„ hat,

nachdem auf Antrag der Beklagten die Bundesrepublik Deutschland

beigeladen werden war, mit Urteil vom 20° Februar 1957 das Ur—

teil des SG„ sowie den Bescheid des VersorgA° Bremen vom 25°

April 1952 aufgehoben und den Bescheid vom 190 Oktober 1948

wiederhergestellt: Zwar seien die Voraussetzungen, unter denen

nach @ 30 Abs° 4 KBLG bzwa @ 41 Abs° 1 des Gesetzes über das
Verwaltungsverfahren der Kriegs0pferversorgung (VeerG) eine

Berichtigung möglich sei, an sich gegeben° Die Voraussetzungen

des Bescheides vom 190 Oktober 1948 hättaisieh zweifelsfrei

als unzutreffend erwiesen, da nach den vorliegenden Gutachten

nicht daran gezweifelt werden könne, daß ein ursächlicher Zu—

sammenhang zwischen den anerkannten Schädigungsfolgen des ver—

storbenen Ehemannes und dem zum Tode führenden Leiden nicht be—

standen habeo Die besonderen Umstände des Falles erforderten aber

die Prüfung, ob die Befugnisse aus 5 50 Abs„ 4 KBLG bzw° @ 41

Abs° 1 VeerG im Rahmen des Grundgesetzes (GG) soweit reichten,
daß die Entziehung der Rente bei den besonderen Umständen des

Falles terfassungsgereeht gewesen sei° Das Berufungsgericht ha—

be diese Frage verneinen müssen° Dabei könne dahingestellt blei—

ben, ob die Befugnis zur Berichtigung eine bindende Verpflich—

tung oder eine Ermächtigung zum Handeln nach pfliehtgemäßem Er—

messen darstelle; denn der Bescheid vom 25„ April 1952 sei aus

‘reehtsstaatliehen Erwägungen verfassungswidrig° Die Klägerin er-

halte seit etwa 2 Jahrzehnten Versorgungsbezügeo Die Bedürftigkeit,

die im Jahre 1935 der Grund für die Gewährung einer Beihilfe ge—

wesen sei, habe sich inzwischen durch das hohe Alter und die Aus-

wirkungen des Krieges noch erhöhte Die nunmehr 75jährige Klägerin
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sei außerstande, sich ihren Lebensunterhalt auch nur teilweise

selbst zu beschaffeno Zudem habe die Klägerin die verschiedensten

Auswirkungen, die die Wehrdienstbeschädigung (WDB) des Ehemannes

in der Familie ausgelöst habe, mittragen müssen° Dieses Mittragen—

müssen sei auch das entscheidende Motiv für die gesetzliche Möglich;

keit unter der Herrschaft des RVG gewesen, für Kriegerwitwen in der

Lage der Klägerin Witwenbeihilfe zu gewährenc Würde man der Klägerin

nunmehr im 73„ Lebensjahr die Versorgungsbezüge entziehen, so würde

mansie für die Zukunft einer wirtschaftlichen und sozialen Notla—
ge aussetzen, die weder mit der Achtung vor der Würde eines alten

Menschen (Art° 1 Abs, 1 GG) noch mit dem Grundrecht der persönli—

chen Entfaltungsfreiheit (Art° 2 Abs„ 1 GG) zu vereinbaren sei° Dem
stehe nur eine ganz geringe oder gar keine Einsparung an öffentli—

chen Mitteln gegenüber° Eine sozialgerechte Auslegung der erwähnten

Grundrechte müsse daher über die Verbürgung der persönlichen Frei—

heit vor staatlichen Eingriffen hinaus zu positiven Leistungen

des Staates führen; denn die an
den Ausgangspunkt der Grundrechte

gestellte Würde des Menschen verlenge gegebenenfalls auch ein

Mindestmaß an sozialer Sicherheit° Im übrigen seien die Leistungen

unter Berücksichtigung der angeführten Verhältnisse nach 7945 so-

zialethisch gerechtfertigt gewesen, auch wenn die Klägerin zunächst

auf Grund alliierter Anordnung und denn nach deutschem Versorgungs_

recht Witwenbeihilfe nicht mehr habe erhalten können° Zu dem selben

Ergebnis komme man auch aus sozialstaatlichcn Erwägungeno Selbst

wenn der Gesetzgeber Fälle wie den der Klägerin in die tatbestands— ‘

mäßige Regelung des BVG nicht wieder einbezogen habe, so.habe er

doch insbesondere durch die Härteregelung des @ 89 BVG zum Ausdruck

gebracht, welche Bedeutung er einer sozialgerechten Durchführung

der Kriegsopferversorgung beimesseo Diese Erwägungen widersprächen

schließlich nicht dem verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz,

denn die Gleichstellung finde dort ein Ende, wo tatbestandsmäßig

‘

Unterschiede eine verschiedene Behandlung erfordérten°

Das LSGO hat die Revision zugelassen°

Gegen dieses Urteil haben die Beklagte und die Beigeladene Revisio—

nen eingelegt und beantragen,
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das angefochtene Urteil aufzuhcben sowie die Berufung

der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Bremen

vom 290 Juni 1955 als unbegründet abzuweisen,

hilfsweise,

das Urteil des Landessozialgeriehts Bremen vom 20„ Fe—

bruar 1957 aufzuheben und den Rechtsstreit zur erneu—

ten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozielge—

richt Bremen zurückzuverweisenc

Die Beklagte rügt, das Berufungsgericht habe zu Unrecht einen

Verstoß gegen die Vorschriften des GG angenommen° Das LSG° habe

in den persönlichen Verhältnissen der Llägerin 11egends_Umstän—

de berücksichtigt, die bei der Frage, ob sie einen Anspruch auf

Witwenrente habe, außer Betracht zu bleiben hätten° Es sei zwar
verstellbar, daß gesetzliche Vorschriften, die grundsätzlich ver—
fassungsmäßig seien, mittelbar zu Ergebnissen führten, die nicht

im Einklang mit der Verfassung stünden° Bei der Klägerin sei das

aber nicht der Fall, Im Gegenteil, würde man ihr die Versorgungs—

bezüge belassen, so sei unter Umständen der Gleichheitsgrundsatz

gegenüber denjenigen Witwen verletzt, die bei vollkommen gleichen

Voraussetzungen keine Rente bekämen° Im übrigen könne die Herstel—

lung eines dem Gesetz entsprechenden Zustandes, die nicht in das

Ermessen der Versorgungsverwaltung gestellt, sondern eine Ver—

pflichtung sei, nicht gegen das GG verstoßen,

Die Beigeladene rügt eine Verletzung des geltenden Rechts, weil

das LSG„ @ 41 VeerG trotz Bejehung seiner Voraussetzungen nicht

angewendet habe„ In der Anwendung dieser Vorschrift habe die Ver—

waltung keinen Ermessensspielraum, sie sei vielmehr beim Vorlie—

gen der Voraussetzungen zur Berichtigung Verpflichtet° Das Be-

kenntnis des GG zum sozialen Rechtsstaat stelle eine StaatsziefL

bestimmung dar, die nicht unmittelbar vollziehbar sei, Sondern

für Exekutive und Rechtsprechung lediglich Ermessensrichtlinien

gebeo @ 41 VeerG, der lediglich bezwecke, gesetzwirdrig ergange—

ne Verwaltungsakte aufz heben, stehe dem Bekenntnis zum Sozial—

staat nicht entgegen — auch nicht unter den besondern Umständen-

dieses Fallesc
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Die Klägerin beantragt,

die Revisionen der Beklagten und Beigeladenen

zurückzuweisenc

Sie hält das angefochtene Urteil und seine Begründung für zutref—

fend° Die Versorgungsverwaltung habe bei der Anwendung des @ 41

VeerG einen Brmessensspielraum° Sie habe aber bei der Ausübung

ihres Ermessens gegen die Wertideen des GG verstoßen, insbesondere

gegen das Bekenntnis des GG zum sozialen Rechtsstaat, die über die

Auffassung des LSGU hinaus nicht nur programmatische Bedeutung,

sondern unmittelbare Rechtswirkung hätten° ‘ '

Die durch Zulassung statthaften Revisionen der Beklagten und der

Beigeladenen (@ 162 Abs° 1 Nr„ 1 SCG) sind form- und fristgerecht.

eingelegt und begründet worden (@ 164 SGG)° Sie sind daher zulässig.

Die Revisionen sind auch begründet°

Das LSG„ hat dahingestellt gelassen, ob der Beriéhtigungsbescheid

nach 5 30 Abs° 4 KBLG oder @ 41 VeerG nachzuprüfen ist° Zu der

Zeit, als der Bescheid erlassen wurde, galt @ 50 Abs° 4 KBLG° Die—

se Vorschrift ist zwar vor der Verkündung des angefochtenen Urteils

durch @ 41 VeerG ersetzt werden; das LSG-° mußte trotzdem — eben—

so wie jetzt das Bevisionsgericht
— bei der Prüfung der Rechtmäßig—

keit des Berichtigungsbescheides das alte Recht (5 30 Abs° 4 KBLG)

anwenden° Denn @ 41 VeerG gilt nach seinem zeitlichen Geltungswil—

len nicht für noch nicht abgeschlossene Streitfälle, da er — im

Gegensatz zu @ 47 VeerG — den Grundgedanken einer bis dahin be—

stehenden gesetzlichen Regelung übernimmt, Im übrigen kommt den

nach @ 30 Absa 4 KBLG ergangenen Bescheiden auch keine Dauerwir—

kung zu, so daß sie ihrem Wesen nach durch spätere Ereignisse

nicht mehr berührt werden und somit auch durch eine Änderung der

maßgebenden gesetzlichen Vorschriften nicht ohne weiteres mehr be—

troffen werden (vgl° BSG° 6 8° 288)9

Nach @ 30 Abs° 4 KBLG konnte ein rechtskräftiger Bescheid zugun—
sten des Berechtigten jederzeit aufgehoben werden, zuungunsten nur,

wenn die Voraussetzungen der Bescheiderteilung sich als unzutref—
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fend — d„h„ nach der Rechtsprechung des ESG„ als offenbar und

ohne Zweifel unrichtig (vgl° BSG° 1 S‚ 56)
— erwiesen hatten°

Die Voraussetzungen der hier allein in Frage kommenden zweiten

Möglichkeit sind vorliegend erfüllt; denn der Bescheid vom 19.

Oktober 1948, durch den der Tod des lhemannes der Klägerin als

Schädigungsfolge anerkannt und Witwenrente nach dem KBLG ge—
währt worden ist, war ohne Zweifel schon im Zeitpunkt seiner

Erteilung unrichtig° Nach den Feststellungen des Berufungsge—

richts, an die das Revisionsgericht gebunden ist, steht der Tod

des Ehemannes in keinen ursächlichen Zusammenhang mit dem ge—
leisteten Wehrdienst oder den anerkannten Schädigungsfolgen°

Eine Rente stand daher der Klägerin nach dem KBLG, das eine

Witwenbeihilfe nicht mehr vorsah, nicht zu°

Die Durchführung der Berichtigung stand auch nicht — wie die
Klägerin'meint — im Ermessen der Verwaltung; diese war viel-

mehr zur Berichtigung verpflichtet° Die Frage, ob 5 30 Abs, 4

KBLG die Verwaltung bei Vorliegen der Voraussetzungen zum Han—

deln verpflichtet oder aber ihr lediglich ein lrmessen einräumt,

ist in Rechtsprechung und Schrifttum umstritten (für eine Ver—

pflichtung: z°Bc zu @ 41, der entsprechenden Vorschrift des

VeerG, Hennig in SGb° 1958 8° 182; Sander ebenda S‚ 116; Schön—

leiter—Henhig, Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegs—

opferversorgung, Vorbemerkung zu @ 41; Thannheiser—Wende—Zéch,

Erläuterung zu 5 41 VeerG„ A„M„: zu 5 41 VeerG Haueisen in

DOK 1956 8° 189; Wagner in SGb„ 1957 S. 297; Schieren-Grömig,

Erläuterung 5 zu @ 41 VeerG; Sauerwein, Gesetz über das Verwal—°

tungsverfahren der Kriegsopferversorgung und seine Anwendung,

5 41 Anm° 3; Bayero LSG° in Breithaupt 1957 S. 8 und LSG° Berlin

ebenda S° 1131)0 Eine Pflicht zum Handeln beim Vorliegen der da—

für erforderlichen Voraussetzungen, nämlich zum Erlaß des neuen

Bescheides, besteht nach Auffassung des Senats aus folgenden

Gründen: Jede Verwaltung hat die aus ihrer öffentlichen Aufgabe

und Funktion entspringende Pflicht, in ihrem Bereich für einen

dem Gesetz entsprechenden Zustand zu sorgen und gesetzwidrige

Zustände zu vermeiden oder zu beseitigen; dabei ist gleichgültig,

ob dies sich zugunsten oder zuungunsten des Berechtigten auswirkt
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(vgl° Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, 7. Aufl., S. 239
ff„)° Daraus ergibt sich für die Versorgungsverwaltung auch die

Verpflichtung, nach dem Gesetz ungerechtfertigte Leistungen zu un—
terbinden (vglo Hennig a°a„0„)° Diese grundsätzliche Verpflichtung

wird auch nicht etwa in @30 Abs° 4 KBLG durch das Wert "kann" ein—
géschränkt° Denn das Wort "kann" sagt in diesem Zusammenhang nichts

darüber aus, ob die Versorgungsverwaltung berichtigen muß oder nur
nach ihrem Ermessen berichtigen kann° Bei seiner Auslegung muß von
der bindenden Wirkung des zu ändernden Bescheides ausgegangen wer—

den° Die Versorgungsv0rwaltung wäre gehindert, der oben aufgezeig—
ten Pflicht zur Beseitigung gesetzwidriger Zustände nachzukommen,

wenn die erforderlichen Maßnahmen, nämlich der Entzug einer Lei—

stung, an rechtlichen Schranken, wie der bindenden Wirkung eines

Beseheides, scheitern müßten„ Für diese Fälle mußte daher der Ver—

sorgungsverwaltung die rechtliche Höglichkeit gegeben werden, den

Grundsatz der Unantastbarkeit Verbindlich gewordenér Bescheide zu

durchbrechen° Das hat der Gesetzgeber für das KBLG mit 5 30 Abs° 4
KBLG getan° Das Wert "kann" bedeutet daher nur, daß die Versorgungs—

verwaltung unter bestimmten Voraussetzungen jederzeit die Möglich—

keit hat, die rechtlichen Schranken zu durchbrochen, die sie sonst

hindern.würden, der sich aus ihrem Aufgabenkréis ergebenden Pflicht

zur Berichtigung nachzukomnen (vgl° hierzu_aueh BVerfGE. 7 S. 129

17537, wo das Gericht denArt‚ 14 a Abs. 1 letzter Satz des Geset—
zes zur Änderung und Ergänzung des Dienst5trafrechts vom 5„8„1955

[EGBlO I 8° 4917 "die Einléitungsbehörde kann jederzeit zur Ver—

meidung besonderer Härten die Einbehaltung der Bezüge anderweitig

regeln" dahin ausgelegt hat, diese Formulierung solle nur klarstel—

len, daß die Behörde ihre Anordnung jederzeit erlassen könne, die

Behörde sei aber zur anderweitigen Anordnung verpflichtet, wenn

sonst eine besondere Härte eintrete)° Diese Auslegung wird auch

nicht durch die üaterialien zu den @@ 40, 41, den entsprechenden

Vorschriften des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegs—

opferversorgung, widerlegt° Insbesondere bietet auch die Neufassung

und Aufteilung in zwei verschiedenen Paragraphen im VeerG keinen

Anlaß zu
einer anderen Annahme° Die Verweltungsbehörde war hiernach

verpflichtet, einen Berichtigungsbescheid zu erlassen°
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Der Senat hatte nunmehr die Frage zu prüfen, ob der Berichti—4

gungsbescheid entweder deswegen rechtswidrig ist, weil 5 30 Abs°

4 KBLG grundsätzlich im Widerspruch zum GG steht, oder deshalb,

weil die Anwendung unter den besonderen Umständen des zu ent—

scheidenden Palles gegen eine Verfassungsnorm verstößt, oder ob

er etwa aus sonstigen Gründen unzulässig ist° Ein Gesetz ist

nach Auffassung des Senats nicht verfassungswidrig, wenn es dazu

führt, daß eine unzweifelhaft ungerechtfertigte, aber durch einen

bindend gewordenen Bescheid zuerkahnte Leistung entzogen wird,

Ein Entziehungsbeschcid durchbricht das Prinzip der Rechtskraft,

die der "Bindung eines Vernaltungsaktes gleichsteht"° Das Insti-

tut der Rechtskraft soll der Rechtssiderhcit dieneno Neben diesem

Rechtsgut besteht das Rechtsgut der — erstrebten — materiellen

Gerechtigkeit„ Stoßen beide zusammen — das ist der Fall, wenn

eine materiell ungerechtfertigte Entscheidung in Rechtskraft er—

wachsen ist —, dann hat eine Güterabwägung stattzufinden, die

der Gesetzgeber grundsätzlich zugunsten der Rechtskraft entschie-

den hat, indem er nur in Ausnahmefälle. eine furchbrechung der

Rechtskraft zuläßtÄ Dies ist ihm aber unbestritten gestattet

(vgl, z„B„ die Vorschriften über die biedcraufnahme eines Ver-

fahrens), Eine solche Durchbrechung des Prinzips der Rechtskraft

ist auch dann gerechtfertigt, wenn eine zweifellos unrichtige

Empfänger führen würde, der dem materiellen Recht nach mit Si-

cherheit keinen AnSpruch auf diese Leistungen hat° Denn dies wä—

re für die Allgemeinheit ein Zustand, der sich im Interesse der

Rechtssicherheit nicht halten läßt° Auch im sozialen Rechtsstaat

muß — dies hat das Bundesverfassungsgericht ausgesprochen (BVerfGE°

7 So 129 17527) — der Gedanke lebendig bleiben, daß eine formale

Rechtsstellung, die dem einzelnen sachlich nicht gerechtfertigte

Ansprüche auf Leistungen aus öffentlichen Mitteln gewährt, nicht

zum Nachteil der anderen und des Ganzen durch die Rechtsordnung

geschützt oder aufrechterhalten werden darf° Dieser Auffassung

des Bundesverfassungsgerichts, die anläßlich einer Entscheidung

über die Frage ausgesprochen wurde, ob ergänzende gesetzliche Re—

gelungen, die Irrtümer des Gesetzgebers mit Rückwirkung beseitigen

und Lücken schließen sollen, mit dem GG auch dann vereinbar sind,
/
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wenn sie in Rechtsstellungen eingreifen, die durch des ergänzte Ge—

setz gewährt werden, ist beizupflichten, Sie ist der Entscheidung

über die oben eufgeworfene Frage zugrunde zu legen° Die Berichtigungs

vorschrift des 5 30 Abs° 4 KBLG war aber auch deshalb grundsätzlich

nicht nur zulässig, sondern sogar notwendig, um dem Prinzip der

Gleichheit aller vor dem Gesetz Geltung zu verschaffen, des regel—

mäßig denen gegenüber verletzt wäre, denen bei gleichem Sachverhalt

Leistungen nach dem Gesetz nicht gewährt werden()

Ist somit 5 30 Abs, 4 KBLG nicht schlechthin verfassungswidrig, so
hatte der Senat weiter zu prüfen, ob die Durchführung der Berichti—

gung unter den besonderen Umständen dieses Falles gegen die Prinzi—

pien des GG verstößt oder aus sonstigen Rechtsgründen unzulässig

ist° Auch das ist zu verneinsn, Ob die in dem angefochtenen Urteil

angeführten Vorschriften des GG unmittelbar geltendes Recht oder

lediglich Steatszielbestimmungen und Leitbilder darstellen, kann

hier dehingestilt bleiben, denn in jedem Falle binden sie die Ver—

'waltung bei ihrem Handeln, Die Durchführung der Berichtigung konnte
aber

nur dann ausnahmsweise unzulässig sein, wenn der Klägerin

durch die Entziehung ein über den Wegfall der Rente selbst hinaus—

gehender Nachteil erwachsen würde, dessen Schwere für die Klägerin

unzumutbar wäre und in keinem Verhältnis zu dem öffentlichen Inter—

esse stünde„
;

Bei der somit durchzuführenden ‘Abwägung zwischen den Interessen

der Öffentlichkeit und dem berechtigten Interesse der Klägerin ist

zunächst davon auszugehen, daß der Status einer Fürsorgeempfängerin,

in den die Klägerin unter Umständen bei der Entziehung der Versor—

gungsrente verwiesen würde, an sich noch nicht verfassungswidrig

ist, insbesondere weder im Prinzip der Rechts— und Sozialstaatlich—

keit noch dem Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit oder
der Menschenwürde widerspricht, Die Verweisung auf — im Rechtswege

durchzusetzende — Leistungen, die der Staat nicht zuletzt und gera—

de aus Gründen der Sozialstaatlichkeit und der Menschenwürde gewährt,

kann nicht aus den gleichen Gründen unzumutbar sein° Die Auffassung,

daß der Empfang ven Fürsorgeunterstützung regelmäßg ein Verdrängen

‘aus der gesellschaftlichen Stellung und damit einen sozialen Abstieg
bedeutet, entspringt einer gesellschaftliehen Denkweise, die als
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überholt gelten muß, Im übrigen haben diejenigen Kriegerwitwen,

die nach den früheren versorgungsrechtlichen Vorschriften eine

Witwenbeihilfe bezogen, nach den neuen Gesetzen dagegen keine

Leistungen mehr bekommen, diese Veränderung — sofern nicht son—

stiges Vermögen oder sonstige Einkünfte vorhanden waren — eben—

falls hinnehmen müssen, Die nachteilige Folge ist also bei der

Klägerin lediglich hinausgezögert worden, wobei auch nicht über—

sehen werden darf, daß die Klägerin — in der Zwischenzeit — hier—

durch erhebliche finanzielle Vorteile gehabt hat° Es soll nicht

verkannt werden, daß eine derartige Umstellung für den Betroffe—

nen mit zunehmendem Alter subjektiv schwerer wiegt, zumal bei

einem Menschen, den — wie das angefochtene Urteil ausführlich

aufzeigt_— Schicksalsschläge mannigfaltiger Art getroffen haben°

Dies ist jedoch nicht so erheblich, daß es dem Interesse des

Ganzen gegenüber entscheidend ins Gewicht fallen könnte, Im üb—

rigen ist stets zu bedenken, daß es sich um den Verzicht auf

eine Stellung handelt, die dem Gesetz nach weder zustand noch

zusteht° Eine formale, dem Gesetz nach ungerechtfertigte Rechts—

stellung aufzuEeben, veretößt'abcr weder gegen die Würde des

Menschen überhaupt noch — wie das angefochtene Urteil meint -

gegen die Würde eines alten Menschen„

Die Klägerin wird durch den Entzug der Rente schließlich auch

nicht in der freien Entfaltung ihrer Persönlichkeit beeinträch-

tigt° Dieses in Art° 2 Abs° 1 GG festgelegte Grundrecht gewährt

kein Recht auf positive Leistungen, sondern schützt die Hand—

lungsfreiheit des Menschen vor Eingriffen des Staates° Dieser

Sinn wird aus der ursprünglichen Fassung des Grundrechts "jeder

kann tun und lassen, was er will" klar, die später lediglich aus

sprachlichen Gründen abgeändert werden ist (vgl° BVerfGE° 6 8° 32
136 ff;7)„ Im übrigen kann die Frage, ob — wie das LSG° meint —
eine sozialgerechte Auslegung der Grundrechte unter Umständen zu

positiven Leistungen des Staates führen kann, dahingestellt blei—

ben; solche Leistungen können jedenfalls nicht auf Grund der Ver-

sorgungsgesetze gewährt werden, und nur darüber hatte der erken—

_nende Senat zu entscheiden (vgl° BVerfGE° 1 S, 97 17027),

Aus den oben angeführten Gründen folgt schließlich auch, daß die
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Entziehung der Rente nicht gegen Treu und Glauben verstößt°

Eine Entscheidung der Verwaltung über die eventuelle Gewährung von
Versorgungsbezügen im Wegoü des Härteeusgleiehs liegt noch nicht

vera Der erkennende Senat konnte eine solche Entscheidung nicht

selbst treffen, da es sich insoweit um eine eressensbefugnis der

Verwaltung handelt und das Gericht nicht sein eigenes Ermessen an

die Stelle des Ermessens der Verwaltung setzen darf°

Da die Revisionen somit begründet sind? war das angefochtene Urteil

eufzuheben und die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozi«

algerichts zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung folgt aus @ 193 SGG°
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